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§ 6

(1) Diese Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in 
Kraft.

(2) Gleichzeitig treten außer Kraft:

Verordnung vom 29. Juni 1961 über die rechtliche 
Regelung der Arbeitsverhältnisse in den Betrieben 
mit staatlicher Beteiligung (GBl. II S. 315)

Zweite Verordnung vom 28. Mai 1964 über die recht­
liche Regelung der Arbeitsverhällnisse in den Be­
trieben mit staatlicher Beteiligung (GBl. II S. 552)

Anordnung vom 15. Juni 1957 über die Anwendung 
des Tarifsystems der volkseigenen Wirtschaft in 
privaten Betrieben mit staatlicher Beteiligung (GBl. I
S. 343).

Berlin, den 25. August 1967

Der Ministerrat 
der Deutschen Demokratischen Republik

N e u m a n n  
Stellvertreter des Vorsitzenden

Verordnung
über die Anwendung des Gesetzbuches der Arbeit 

der Deutschen Demokratischen Republik 
in den Privatbetrieben

vom 25. August 1967

In der Deutschen Demokratischen Republik haben die 
Privatbetriebe einen festen Platz in der Volkswirtschaft. 
Sie sind in den einheitlichen Reproduktionsprozeß und 
die Weiterentwicklung der sozialistischen Produktions­
verhältnisse einbezogen. Kennzeichnend hierfür ist die 
Gemeinschaftsarbeit zwischen den Betrieben, unter 
Wahrung des Prinzips der Freiwilligkeit und Beachtung 
der Selbständigkeit der Betriebe.

Völlig anders verhält es sich damit im westdeutschen 
Staat der Monopole. Der Prozeß der kapitalistischen 
Rationalisierung richtet sich nicht nur gegen die Ar­
beiterklasse, sondern auch gegen die Mittelschichten, 
gegen die kleinen und mittleren Betriebe. Die Klein- 
und Mittelbetriebe werden zur Kooperation mit den 
Monopolen gezwungen und deren aggressiven Zielen 
untergeordnet.

In der Deutschen Demokratischen Republik tragen die 
Privatbetriebe dazu bei, die Bevölkerung mit Konsum­
gütern, Reparaturen und Dienstleistungen zu versorgen. 
Die Erfüllung der durch die Privatbetriebe übernomme­
nen volkswirtschaftlichen Aufgaben ist ein wichtiger 
Beitrag für die weitere Stärkung der Deutschen Demo­
kratischen Republik.

Durch den bestimmenden Einfluß der sozialistischen 
Beziehungen im Reproduktionsprozeß und in der ganzen 
Gesellschaft entwickelt sich zunehmend eine enge Zu­
sammenarbeit zwischen den Werktätigen, ihren Ge­
werkschaften und den Inhabern der Privatbetriebe bei 
der Erfüllung der volkswirtschaftlichen Aufgaben. In 
Wahrnehmung ihrer Mitverantwortung entfalten die 
Werktätigen der Privatbetriebe immer wirksamer ihre 
schöpferischen Kräfte und Fähigkeiten. Sie unterstützen, 
insbesondere über ihre Gewerkschaften, den Leiter des 
Privatbetriebes, in den Entwicklungsprozeß unserer 
sozialistischen Gesellschaft hineinzuwachsen. Das sozia­
listische Arbeitsrecht trägt dazu bei, diese Entwicklung 
in den Privatbetrieben zu fördern. Hiervon ausgehend 
wird auf der Grundlage des § 8 Abs. 2 Satz 2 des Ge­
setzbuches der Arbeit der Deutschen Demokratischen 
Republik vom 12. April 1961 (GBl. I S. 27) in der 
Fassung des Zweiten Gesetzes vom 23. November 1966 
zur Änderung und Ergänzung des Gesetzbuches der 
Arbeit der Deutschen Demokratischen Republik (GBl. I 
S. 111) folgendes verordnet:

Zum 1. Kapitel.des Gesetzbuches der Arbeit

§ 1

(1) In den Privatbetrieben arbeiten die Werktätigen 
und die Leiter dieser Betriebe gemeinsam und mit 
ihrem Fleiß und Können für die Erfüllung der von 
ihnen übernommenen volkswirtschaftlichen Aufgaben 
zur Stärkung der nationalen Wirtschaft der Deutschen 
Demokratischen Republik und zur Erhöhung des Natio­
naleinkommens. Dabei stützen sie sich auf die gewonne­
nen Erfahrungen bei der Zusammenarbeit mit den 
volkseigenen Betrieben und Betrieben anderer Eigen­
tumsformen, besonders im Rahmen der Erzeugnis­
gruppenarbeit.

(2) Auf die Arbeitsrechtsverhältnisse in den Privatbe­
trieben, einschließlich der Handwerksbetriebe, privaten 
und anderen Einrichtungen (nachfolgend Privatbetriebe 
genannt), finden die Bestimmungen des Gesetzbuches 
der Arbeit unter Berücksichtigung der nachfolgend ge­
regelten Besonderheiten Anwendung.

(3) Die Leiter der Privatbetriebe sind für die Durch­
setzung der Grundsätze des sozialistischen Arbeitsrechts 
und die Einhaltung der Arbeitsrechtsnormen verant­
wortlich.

§ 2

(1) Zur Regelung besonderer Arbeite- und Lohnbe­
dingungen auf der Grundlage gesetzlicher Bestimmun­
gen können zwischen den Industrie- und Handelskam­
mern sowie Handwerkskammern und den Zentralvor­
ständen der Industriegewerkschaften bzw. Gewerk­
schaften Tarifverträge abgeschlossen werden.


